
573

VERGLEICH POLITISCHER SYSTEME | Besprechungen

Altman, David. Direct Democracy 
Worldwide. Cambridge et al. Cam-
bridge University Press 2011. 248 
Seiten. 55,00 £.

Die Entwicklung und die Diskussion 
direkter Demokratie haben sich in den 
letzten zwei Jahrzehnten erheblich 
intensiviert, oft mit Schwerpunkt in 
Europa und den USA. Studien mit 
weltweiter Perspektive, wie das Buch 
„Referendums around the World“ von 
Butler und Ranney 1994,  haben je-
doch kaum Nachfolger gefunden, am 
ehesten noch im dokumentarischen Be-
reich. Altman’s Buch setzt hier einen 
informativen und anregenden Mark-
stein. In voller Kenntnis der europä-
ischen und amerikanischen Diskussion 
bietet der in Uruguay geborene und in 
Chile arbeitende Politologe einen er-
weiterten und vertiefenden Blick auf 
Lateinamerika und andere Weltregio-
nen.  
Die einleitende, dreistufige Typologie 
der „Mechanismen direkter Demokra-
tie“ (MDDs) entwickelt sehr übersicht-
lich drei Grundtypen je nach Auslö-
sung: obligatorisch durch Verfassung 
oder Gesetz, Top-Down (TD-MDD) 
und Citizen-Initiated (CI-MDD). Diese 
werden jeweils in bindend/nicht-bin-
dend unterteilt, diese wiederum nach 
ihrer Wirkungsabsicht proaktiv oder 
reaktiv. Möglichst viele der weltweit 
vorkommenden Verfahrensvarianten 
mit Abstimmungen (ohne Agenda-Ini-
tiativen) sollen so mit ihren politischen 
Stoßrichtungen im Kontext repräsenta-
tiver Institutionen erfassbar werden. 
Normativ weist Altman klar seine Prä-
ferenz für bürgerinitiierte Verfahren 
(CI-MDDs) aus und begründet sie als 
Ausdruck der Volkssouveränität ange-
sichts der Kontroll- und Verantwort-
lichkeitsdefizite zwischen den demo-

kratischen Wahlen. Als zentrale 
Einwände gegen direkte Demokratie 
diskutiert er umsichtig Gefahren einer 
Tyrannei der Mehrheit, Erosion reprä-
sentativer Ämter, populistischer Politik 
und Übergewicht des Geldes sowie 
Bürgerkompetenz, und er zeigt dabei 
häufige Widersprüche zwischen den 
Argumentationen auf (Kapitel 2). 
Ein Kernstück bildet das empirisch an-
gelegte Kapitel 3 über „Myths and 
Facts behind the use of mechanisms of 
Direct Democracy“(60-87), das den 
weltweiten faktischen Gebrauch von 
MDDs (auf nationaler Ebene) quanti-
tativ nach Verfahrenstypen pro Land 
und Jahr in einer umfangreichen Da-
tenbank erfasst und einer erklärenden 
Analyse unterzieht. Trotz der starken 
Zunahme der Länderzahl – etwa Ver-
dreifachung seit Mitte der 1940er Jah-
re auf knapp 200 – verdoppelt sich die 
MDD-Häufigkeit bis 2010. Ein zweiter 
Datenzugriff differenziert die Länder – 
aufbauend auf der vergleichenden 
Regime- und Demokratieforschung – 
nach Autokratien, Demokratien und 
Hybridsystemen und ordnet die Daten 
der MDDs im Zeitverlauf (seit 1960) 
den Regimen zu. Entgegen der verbrei-
teten Annahme, Volksabstimmungen 
würden vor allem von Autokratien be-
nutzt beziehungsweise missbraucht, 
zeigt sich, dass MDDs viel stärker und 
zunehmend in Demokratien vorkom-
men. Ein dritter Schritt zielt auf mög
liche Erklärungen für die Häufigkeit 
von MDDs, wegen Datenverfügbarkeit 
nunmehr konzentriert auf den Zeit-
raum von 1985 - 2009. Während 68 
Länder keinerlei Verfahrenspraxis 
aufweisen, kam es ansonsten zu 621 
Verfahren „von oben“ (TD-MDDs in-
klusive obligatorische Verfahren) und 
328 Verfahren „von unten“ (CI-
MDDs), wobei sich von letzteren 90 
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Prozent in sieben Ländern konzentrie-
ren (Schweiz, Italien, Liechtenstein, 
Uruguay, Litauen, Lettland, Ungarn). 
Die sorgfältige Prüfung möglicher Er-
klärungsfaktoren erbringt interessante 
Ergebnisse (80-87): Top-Down-MDDs 
finden sich signifikant gleichermaßen 
in autokratischen Regimen und in de-
mokratischen Systemen allgemein, be-
sonders in Präsidialsystemen; weiterhin 
in Staaten mit Sowjetvergangenheit so-
wie in regionalen Nachbarschaften. 
Für bürgerinitiierte Verfahren (CI-
MDDs), die in Autokratien fehlen, sind 
die Signifikanzen für diese Faktoren 
noch deutlicher. Zu beiden Verfahren-
stypen zeigen sich keine oder negative 
Zusammenhänge bei Hybrid-Regimen, 
sozialer Heterogenität, Bevölkerungs-
größe, Föderalstaaten und früheren 
britischen Kolonien (aus der verglei-
chenden Demokratieforschung als de-
mokratiefreundlich bekannt). Auch 
wenn die Schweiz als quantitativer 
Sonderfall herausgenommen wird, blei-
ben diese Muster im Wesentlichen er-
halten; immerhin wird dann sichtbar, 
dass MDDs in ärmeren Ländern bezie-
hungsweise bei wirtschaftlichem Ab-
schwung etwas zunehmen. Altman 
stützt diese (hier stark vereinfachten) 
Ergebnisse auf eine enorm breite Lite-
ratursichtung für die Hypothesenbil-
dung und die Gewinnung operativer 
Daten sowie auf elaborierte statistische 
Analysen. Diese in solcher globalen 
Breite erstmals erarbeitete Analyse bil-
det einen Meilenstein zur empirischen 
Erforschung direkter Demokratie. 
Auch wenn man eine differenzierte 
Auswertung bei Top-Down-Verfahren 
zwischen Demokratien und Autokrati-
en vermisst und die Beachtung histo-
risch-politischer Faktoren zu schmal 
finden mag, bildet diese Studie einen 

zwingenden Ausgangspunkt für weite-
re Forschungen.
Auf dieser Grundlage bietet der Band 
noch weitere vertiefende Fragestel
lungen: Für nicht-demokratische Syste-
me erläutert Kapitel 4 Häufigkeiten, 
meist extreme Beteiligungs- und 
„Zustimmungs“-Raten sowie Manipu-
lationstechniken bei Plebisziten (die 
schematisch weiter verwendete Termi-
nologie MDD/direkte Demokratie 
scheint in diesem Kontext jedoch ab-
wegig). Spannende Fallanalysen zeigen, 
dass und wie von 254 Verfahren im-
merhin drei (unter den Militärdiktatu-
ren in Uruguay und Chile, außerdem in 
Simbabwe) für das Regime folgenreich 
verloren gingen. Die Anwendungszu-
sammenhänge von direkter Demokra-
tie in schwachen Demokratien disku-
tiert der Verfasser am Beispiel einiger 
Länder Lateinamerikas (Bolivien, Ecu-
ador, Kolumbien und Venezuela (Kapi-
tel 5), mit einem ambivalenten Ergeb-
nis hinsichtlich destabilisierenden oder 
demokratisierenden Funktionen von 
MDDs. Besonders gründlich widmet 
sich Altman dem speziellen Fall Urugu-
ay mit den meisten MDDs in Latein-
amerika (Kapitel 6 und 7, 140-187). 
Die Entwicklungsphasen direkter De-
mokratie seit etwa 100 Jahren, Verfah-
renserweiterungen und vor allem die 
Praxis der letzten Jahrzehnte mit dem 
Ineinandergreifen der institutionellen 
Akteure im Präsidialsystem, der Partei-
en, Gewerkschaften und anderer Inter-
essenverbände fügt er zu einem ein-
drucksvollen Gesamtbild dynamischer 
Politikprozesse und der wahl- be
ziehungsweise abstimmungssoziologi-
schen Dimension zusammen. Damit 
bietet Altman einen lehrreichen Zu-
gang zu einem weltweit besonders inte-
ressanten Land mit direkter Demokra-
tie.
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Insgesamt schlägt dieser Band einen 
großen Bogen mit weiterführender Ver-
bindung von zupackender Theoriedis-
kussion mit systematisch empirischen 
Erklärungen und Fallstudien zum Ver-
hältnis direkter Demokratie in ver-
schiedenen Regimekontexten. Die eu-
ropäische Diskussion kann von diesem 
Anstoß viel lernen. 

Theo Schiller

POLITISCHES SYSTEM DEUTSCHLAND

Schneider, Hans-Peter. Der neue 
deutsche Bundesstaat. Bericht über die 
Umsetzung der Föderalismusreform I. 
Baden-Baden. Nomos 2013. 829 Seiten. 
189,00 €.

In dem hier anzuzeigenden Buch be-
richtet Hans-Peter Schneider über die 
Ergebnisse eines Projekts zur Umset-
zung der Föderalismusreform I in Bund 
und Ländern. Der Autor folgert aus 
seiner Untersuchung, dass die Bundes-
staatsreform besser sei als ihr Ruf. Zu-
mindest die Umsetzung der Föderalis-
musreform I habe sich als erfolgreich 
erwiesen. Diese Bewertung begründet 
der Verfasser in einem Vergleich der 
Ziele der Föderalismusreform und de-
ren Umsetzung. Das Buch beschränkt 
sich nicht auf die Bestandsaufnahme 
der juristischen Dokumente, sondern 
bettet diese in die Vorgeschichte und 
Zielvorgaben in der Föderalismusre-
form I ein. Mit den unterschiedlichen 
Zielen gewinnt man allerdings keinen 
eindeutigen Bezugspunkt der Analyse. 
Denn wie in dem Band dargestellt 
wird, bestand in den Zielen nur in der 
Tendenz Einigkeit. Bereits in der ersten 
Sitzung der Kommission zeigten sich 
unterschiedliche Auffassungen darüber, 
was unter Modernisierung des Bundes-

staates zu verstehen ist und der Autor 
weist darauf im Auswertungskapitel 
auch hin. Letztlich konnte die Untersu-
chung daher nur ermitteln, ob und in 
welchem Maß Bund und Länder von 
ihren neuen Zuständigkeiten Gebrauch 
gemacht haben, ob Kompetenzkonflik-
te entstanden sind und welche Verän-
derungen durch die Verfassungspraxis 
nach der Reform festzustellen sind. In 
seiner Bewertung betont Hans-Peter 
Schneider, dass eine Entflechtung der 
Politik durch die Abschaffung der Rah-
mengesetzgebung, die Begrenzung der 
Erforderlichkeitsprüfung in der kon-
kurrierenden Gesetzgebung, den Ab-
bau von Mischfinanzierungen und der 
Einführung von Abweichungsrechten 
gelungen sei. Weiterhin verweist er auf 
die gesunkene Zahl zustimmungs-
pflichtiger Bundesgesetze. Er stellt fest, 
dass sich nicht der befürchtete Ping-
pong-Effekt zwischen Bundes- und 
Landesgesetzgebung in der Abwei-
chungsgesetzgebung ergeben habe. An-
dererseits konstatiert er, dass Artikel 
104a zu keinem Einfallstor für die Zu-
stimmungspflicht des Bundesrats bei 
Bundesgesetzen geworden sei. Er weist 
aber auch darauf hin, dass die Kompe-
tenzabgrenzung durch die Föderalis-
musreform schwieriger geworden ist, 
dass der Bund im Wege der Verfas-
sungsinterpretation sich Teilkompeten-
zen wieder zurückgeholt hat und dass 
die Länderparlamente ihre neuen 
Handlungsspielräume nicht immer zu-
friedenstellend nutzten.
Das positive Urteil des Autors stützt 
sich auf Vergleichsmaßstäbe, die aus 
einer Interpretation der Ziele der Föde-
ralismusreform I entwickelt wurden 
und nicht aus der Wissenschaft oder 
der Politik. Jede Reform des deutschen 
Bundesstaates müsse im Kontext der 
Eigenarten und Spezifika betrachtet 
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